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der den Finanzausstattungsanspruch der Kommunen 
gegenüber dem Land begrenzt.

Diese – zunächst allgemein gehaltene – (verfassungs-) 
rechtliche Norm wurde von uns im vergangenen Jahr 
aufgegriffen und fi nanzwissenschaftlich ausgefüllt.1 Zeit-
gleich entwickelten Horst Zimmermann und Wolfgang 
Scherf einen ähnlichen – wenn auch weniger explizit aus-
formulierten – Ansatz.2 Die Umsetzung sieht in einem ers-
ten Schritt eine sachgerechte Abgrenzung der Ausgaben 
und Einnahmen der beteiligten Ebenen vor. Beide Grö-
ßen – Ausgaben und Einnahmen – müssen dabei in ihrer 
statistischen Erfassung strikt aufeinander bezogen sein. 
Beide Ansätze kommen dabei nicht umhin, zur Erfassung 
der Aufgabenwahrnehmung auf die damit verbundende 
Ausgabentätigkeit der Ebenen zurückzugreifen.

Diese Ansätze zur Operationalisierung der Verteilungs-
symmetrie wurden im Rahmen fi nanzwissenschaftlicher 
Begutachtungen einzelner Finanzausgleichssysteme 
entwickelt oder sind in solche eingefl ossen.3 So hat die 

1 Vgl. F. Boettcher, B. Holler: Relative Unterfi nanzierung der kommu-
nalen Ebene? Zur Frage der vertikalen Finanzmittelverteilung in den 
Ländern, in: M. Hansmann (Hrsg.): Kommunalfi nanzen in der Krise. 
Problemlagen und Handlungsansätze, Berlin 2011, S. 72 ff.

2 Vgl. S. Schäfer, H. Zimmermann: Ausgabenvergleich zwischen Bun-
desländern. Die Rolle des Kommunalisierungsgrades, in: Wirtschafts-
dienst, 91. Jg. (2011), H. 4, S. 249 f.; W. Scherf: Kommunaler Finanz-
ausgleich und Entwicklung der Kommunal- und Landesfi nanzen im 
Ländervergleich, Gutachten im Auftrag des Hessischen Ministeriums 
der Finanzen für die Regierungskommission „Haushaltsstruktur“ des 
Landes Hessen, Gießen 2010.

3 Vgl. H. Zimmermann: Aufgaben- und Ausgabenverteilung zwischen 
Land und kommunaler Ebene im Ländervergleich, Gutachten im 
Auftrag des Hessischen Ministeriums der Finanzen, Marburg 2010; 
W. Scherf, a.a.O.; M. Junkernheinrich, F. Boettcher, B. Holler: Ist die 
Einnahmenverteilung im Land Hessen zwischen den Kommunen und 
der Landesebene aufgabenangemessen?, Finanzwissenschaftliche 
Stellungnahme für den Haushaltsausschuss, Kaiserslautern 2012; W. 
Scherf: Die Schlüsselzuweisungen an die Landkreise in Rheinland-
Pfalz und der Grundsatz der Verteilungssymmetrie, Gutachten im 
Auftrag des Landes Rheinland-Pfalz vertreten durch das Ministerium 
des Innern und für Sport, Gießen 2011; M. Junkernheinrich, F. Boett-
cher, B. Holler, S. Brand: Finanzausgleichsdotation und Sozialaus-
gaben, Finanzwissenschaftliches Gutachten zur Fortschreibung des 
Kommunalen Finanzausgleichs in Brandenburg, Bottrop 2012.

Angesichts hoher Defi zite auf allen staatlichen Ebenen 
hat der innerföderale Verteilungswettbewerb um die 
Steuereinnahmen der öffentlichen Hand seit Beginn der 
Finanz- und Wirtschaftskrise wieder deutlich an Schärfe 
gewonnen. Hiervon betroffen ist nicht zuletzt die Finanz-
mittelverteilung zwischen Ländern und Kommunen. Vor 
diesem Hintergrund ist eine geradezu „fi eberhafte“ Su-
che nach einem geeigneten – d.h. verfassungsrechtlich 
und ökonomisch begründeten sowie fi nanzpolitisch an-
erkannten und umsetzbaren – Verteilungsmaßstab ent-
brannt.

Der Grundsatz einer „vertikalen Verteilungssymmetrie“ 
zwischen den beiden föderalen Partnern, die sowohl die 
Aufgabenwahrnehmung als auch die Einnahmenvertei-
lung abbilden soll, bietet dabei eine bestechend einfach 
erscheinende Lösung an. Demzufolge ließe sich anhand 
eines einzelnen Indikators die Gleich- oder Ungleichver-
teilung ablesen und durch eine simple Modellrechnung 
könnte der „Korrekturbedarf“ bestimmt werden, der zur 
Wiederherstellung einer symmetrischen Einnahmenver-
teilung notwendig wäre.

Das Gebot der „vertikalen Verteilungssymmetrie“ geht 
maßgeblich auf zwei Urteile des Bayerischen Verfas-
sungsgerichtshofes sowie des Niedersächsischen 
Staatsgerichtshofes aus dem Jahr 1997 zurück. Im Kern 
stellt das Symmetriegebot eine Konkretisierung des in 
einigen Ländern auch verfassungsrechtlich festgeschrie-
benen Leistungsfähigkeitsvorbehaltes des Landes dar, 
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lung liegt dieser Logik zufolge dann vor, wenn die Aus-
gaben- und Einnahmenanteile einer Ebene einander ent-
sprechen.5

Zu diesem Zweck sind der jeweilige Ausgaben- und Ein-
nahmenbegriff so abzugrenzen, dass in der empirischen 
Erfassung

• alle relevanten Einnahmen- und Ausgabenpositionen 
erfasst sind,

• die Einnahmen mit Bezug auf ihre haushaltsrechtliche 
Dispositionsfreiheit sowie

• die Ausgaben mit Blick auf die Finanzierungsverant-
wortung der jeweiligen Ebene zugeordnet werden,

so dass Einnahmen- und Ausgabenbegriff konsistent 
aufeinander bezogen sind. Sind diese methodisch-
statistischen Voraussetzungen erfüllt, dann bildet eine 
Übereinstimmung von Einnahmen- und Ausgabenan-
teil einer Ebene eine vertikale ausgabensymmetrische 
Einnahmen verteilung ab.6

Empirisch umsetzen und überprüfen lässt sich auf diese 
Weise jedoch nur, ob die Einnahmen ausgabensymme-
trisch zwischen den Ebenen verteilt sind; nicht jedoch, 
ob diese aufgabensymmetrisch verteilt sind. Vor diesem 
Hintergrund stellt sich die Frage, ob bzw. unter welchen 
Umständen eine auf den Ausgaben beruhende Ver-
teilungssymmetrie aus fi nanzwissenschaftlicher Sicht 
überhaupt verteilungspolitische Schlussfolgerungen zu-
lässt.

Theoretisch-konzeptionelle Voraussetzungen

Die Vorstellung, dass der Ausgabenanteil als Maßstab 
einer gleichmäßigen Finanzierung von Landes- und Kom-
munalaufgaben geeignet ist, basiert auf drei Annahmen:

• Der Ausgabenanteil spiegelt die föderale Aufgaben-
verteilung adäquat wider; umfangreiche Belastungen 
schlagen sich dementsprechend in einem hohen Aus-
gabenniveau bzw. -anteil nieder.

• Der Ausgabenanteil einer jeden Ebene spiegelt vor 
allem ihre eigenen Aufgaben wider, d.h. solche Auf-
gaben, die diese selbst veranlasst hat und politisch 

5 Jeweils gemessen an den Ebenen übergreifenden Gesamtausgaben 
und -einnahmen im Land.

6 Zur methodischen Abgrenzung vgl. F. Boettcher, B. Holler, a.a.O.

zunächst deskriptiv-empirische Umsetzung der Symme-
trie in den Ländern Hessen, Brandenburg und Rheinland-
Pfalz mittlerweile konkrete verteilungspolitische Bedeu-
tung erfahren. Dies ist nicht zuletzt auf die Einfachheit 
und vermeintliche empirische Exaktheit einer solchen 
Berechnung zurückzuführen. So hat die fi nanzwissen-
schaftliche Interpretation mittlerweile auch den Weg zu-
rück in die verfassungsrechtliche Sphäre gefunden.4

Die Übersetzung der Symmetrieergebnisse in konkrete 
verteilungspolitische Maßnahmen unterliegt allerdings 
einer Reihe von theoretisch-konzeptionellen Annahmen, 
die in der fi nanzpolitischen Realität in den deutschen 
Flächenländern nicht gegeben sind. Die praktische An-
wendung unserer Erörterungen ist daher allenfalls mit 
äußerster Vorsicht und kritischer Beachtung dieser Vo-
raussetzungen vorzunehmen. In diesem Beitrag sollen 
nach einem kurzen Rekurs auf die grundsätzlichen Über-
legungen zur vertikalen Symmetrie insbesondere die – in 
der fi nanzpolitischen Realität nicht erfüllten – Annahmen 
erläutert und die in der Folge auftretenden Fehler bei der 
Interpretation eines „Symmetriekoeffi zienten“ beschrie-
ben werden.

Finanzwissenschaftliche Interpretation der 
vertikalen Verteilungs symmetrie

Den gedanklichen Ausgangspunkt der Verteilungssym-
metrie bildet die Vorstellung, dass Landes- und Kommu-
nalaufgaben prinzipiell gleichwertig sind und daher eine 
aufgabensymmetrische Verteilung der im Land insge-
samt vorhandenen Steuereinnahmen zwischen den Ebe-
nen erforderlich machen; die föderale Einnahmen- sollte 
der Aufgabenverteilung folgen. Unabhängig vom Niveau 
der insgesamt verfügbaren Einnahmen müssen Land 
und Kommunen dann zu gleichen Teilen an etwaigen 
Budgetüberschüssen und Defi ziten beteiligt werden. Das 
bedeutet auch, dass die Ausgabenbedarfe einer Ebene 
nicht zwangsläufi g voll abgedeckt werden können.

Eine aufgabensymmetrische Verteilung setzt also zu-
nächst die Möglichkeit voraus, die jeweilige Aufgabenbe-
lastung von Landes- und Kommunalebene – insbeson-
dere in ihrem relativen Verhältnis zueinander – möglichst 
exakt zu erfassen. Dies ist jedoch bislang nicht möglich. 
In Ermangelung statistisch belastbareren Datenmaterials 
wird die Aufgabenverteilung durch die Ausgabenanteile 
der beteiligten Gebietskörperschaftsebenen abgebildet. 
Eine aufgabensymmetrische vertikale Einnahmenvertei-

4 Vgl. Verfassungsgerichtshof Rheinland-Pfalz: Urteil vom 14.2.2012, 
VGH N 3/11, Koblenz 2012.
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riktive Obergrenze für Investitionskredite. Für die vertei-
lungspolitische Nutzung des Symmetriekonzepts sind 
diese Unterschiede von zentraler Bedeutung, da den 
Möglichkeiten einer kreditfi nanzierten Ausweitung der ei-
genen Ausgaben auf kommunaler Ebene deutlich engere 
Grenzen als auf Landesebene gesetzt sind.

Wie unterschiedlich die Zugriffsmöglichkeiten auf die 
Kreditfi nanzierung zwischen Landes- und Kommunal-
ebene sind, lässt sich an der Relation von Nettokredit-
aufnahme und allgemeinen Deckungsmitteln ablesen. 
Dafür wird die Nettokreditaufnahme jeweils auf die Höhe 
der allgemeinen Deckungsmittel einer Ebene bezogen. 
Der einnahmenseitige Bezug wird gewählt, da die Aus-
gaben in zweifacher Hinsicht verzerrt sind. Der jeweilige 
Deckungsmittelverbrauch einer Ebene enthält unter Um-
ständen auch Ausgaben, die nur getätigt werden konn-
ten, weil sie sich durch Kredite fi nanzieren ließen. Im 
Vergleich mit der Kommunalebene würde die Nettokre-
ditaufnahmequote des Landes daher kleiner erscheinen 
als sie tatsächlich ist.

Im vergangenen Jahrzehnt war die Neuverschuldungs-
quote der Flächenländer mit durchschnittlich 12,3% vier-
mal so hoch wie diejenige der kommunalen Ebene (3,1%). 
Hätten die Kommunen in diesem Zeitraum in demselben 
Maße auf das Kreditfi nanzierungsinstrument zurückge-
griffen wie die Landesebene, dann hätten sie allein zwi-
schen 2001 und 2009 zusätzliche Ausgaben in Höhe von 
rund 70 Mrd. Euro tätigen können. Der kommunale An-
teil an den Gesamtausgaben (Deckungsmittelverbrauch) 
wäre hierdurch deutlich höher ausgefallen, als dies auf-
grund der restriktiveren Kreditobergrenze tatsächlich der 
Fall gewesen ist.

Die kreditrechtlichen Unterschiede zwischen Landes- 
und Kommunalebene allein beeinfl ussen das Symmet-
rieergebnis demnach bundesweit um mehrere Milliarden 
Euro zulasten der Gemeinden und Gemeindeverbände. 
Das heißt im Falle einer gleichen Kreditfi nanzierungsquo-
te – und einem entsprechend höheren föderalen Ausga-
benanteil der Kommunen – stünden diesen bei ausga-
bensymmetrischer vertikaler Steuerverteilung Mehrein-
nahmen in entsprechender Höhe zu.

Die Aussagekraft der ebenenspezifi schen Ausgabenan-
teile für die Steuerverteilung ist demzufolge stark ein-
geschränkt. Denn diese spiegeln nicht nur die jeweilige 
Aufgabenbelastung wider, sondern auch die jeweiligen 
Möglichkeiten der Ausgabenfi nanzierung durch außeror-
dentliche Einnahmen. Systematische haushalts- und kre-
ditrechtliche Unterschiede zwischen den Ebenen wirken 
sich dementsprechend negativ auf die Aussagekraft der 
Verteilungssymmetrie aus.

gestalten kann. Belastungsverschiebungen – d.h. stei-
gende bzw. sinkende Aufgabenlasten – werden dem-
entsprechend in der Höhe und Entwicklung der Ge-
samtausgaben sowie des Ausgabenanteils abgebildet.

• Auch wenn die Ausgaben nicht dem zwangsläufi g be-
stehenden Finanzierungsbedarf entsprechen, ist eine 
einseitige Wirtschaftlichkeits- bzw. Unwirtschaftlich-
keitsvermutung zugunsten bzw. zulasten einer der bei-
den Ebenen nicht gerechtfertigt.

Während die letztgenannte Annahme empirisch bislang 
weder bestätigt noch widerlegt und daher als Arbeits-
hypothese – zumindest vorläufi g – durchaus verwendet 
werden kann, gilt dies für die anderen beiden Annahmen 
nicht. Vor dem Hintergrund der gemeindefi nanzpoliti-
schen Wirklichkeit wird deutlich, dass die Gültigkeit der 
Annahmen mehr als zweifelhaft ist.

Spiegelt der Ausgabenanteil die Aufgabenbelastung 
sachgerecht wider?

Die Ausgabenanteile werden nicht nur durch die jeweili-
ge Aufgabenbelastung geprägt, sondern basieren über-
dies auch auf den Möglichkeiten ihrer Finanzierung durch 
ordentliche bzw. außerordentliche Einnahmen. Sofern 
der haushaltsrechtliche Konsolidierungsdruck zwischen 
den Gebietskörperschaftsebenen systematisch diver-
giert (z.B. aufgrund unterschiedlicher Kreditobergrenzen 
sowie verschieden restriktiver bzw. strikt exekutierter 
Haushaltsausgleichsgebote), ist der Ausgabenanteil als 
alleiniger Maßstab einer gleichmäßigen Finanzierung 
von Landes- und Kommunalaufgaben nicht geeignet. 
Andernfalls bestünde die Gefahr, dass haushaltsrecht-
lich bedingte Unterschiede des Konsolidierungsdrucks 
zusätzlich noch durch eine Verschlechterung der – aus-
gabensymmetrischen – Steuerverteilung bestraft wer-
den, obwohl die föderale Aufgabenverteilung ansonsten 
unverändert geblieben ist. Wer viel ausgeben kann, der 
bekommt auch viel.

Im Gegensatz zu den Ländern unterliegt die kommunale 
Ebene einer Haushaltsaufsicht, die die Pfl icht zum Aus-
gleich von Ausgaben und Einnahmen vergleichsweise 
streng exekutiert.7 Darüber hinaus besteht auf kommu-
naler Ebene bereits seit Jahrzehnten eine relativ rest-

7 Gleichwohl lassen sich im Bundesländervergleich erhebliche Unter-
schiede nachweisen. Diese betreffen sowohl den fi nanzpolitischen 
Ordnungsrahmen selbst als auch seine Durchsetzung durch die Auf-
sichtsbehörden. Vgl. B. Holler: Liquiditätsverschuldung außer Kont-
rolle?, Kommunale Finanzaufsicht im Ländervergleich, Forschung für 
Kommunen – Arbeitspapier 01/2012, http://forschung-für-kommunen.
de/images/ffk_ap_01_2012.pdf.
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ben und Einnahmen zwischen den Ebenen symmetrisch 
und gleichmäßig verteilt. Beide Ebenen tätigen Ausga-
ben in Höhe von 100 Mio. Euro und erwirtschaften (or-
dentliche) Einnahmen in gleicher Höhe (vgl. Tabelle 1).

Im folgenden Jahr (Periode 2) brechen die Einnahmen 
auf beiden Ebenen konjunkturbedingt um 20% ein (vgl. 
Tabelle 2). Sie betragen nunmehr 80 Mio. Euro. Aufgrund 
der strikt gefassten sowie hart exekutierten Haushalts-
ausgleichspfl icht ist Ebene B in der Folge gezwungen die 
Ausgaben im gleichen Maße, d.h. um 20 Mio. auf 80 Mio. 
Euro zu kürzen. Im Gegensatz dazu muss Ebene A den 
– politisch kostspieligen – Weg der Ausgabenkürzung 
nicht beschreiten. Stattdessen wird das konjunkturbe-
dingte Haushaltsdefi zit hier durch eine Neuverschuldung 
in Höhe von 20 Mio. Euro ausgeglichen.

Die unterschiedlichen haushaltsrechtlichen Zugriffs-
möglichkeiten auf die Kreditfi nanzierung haben auf 
diese Weise einen Einfl uss auf die Ausgabenverteilung 
zwischen den Ebenen: Infolge der restriktiveren haus-
haltsrechtlichen Vorgaben sinkt der Ausgabenanteil 
von Ebene B auf rund 44% (vgl. Tabelle 3). Im Falle einer 
verteilungspolitischen Umsetzung der Symmetrie wäre 
diese Verschiebung der Ausgabenanteile überdies mit 
einem „Korrekturbedarf“ für die vertikale Einnahmen-
verteilung verbunden: Denn während Ebene A nunmehr 
56% der gesamten Ausgaben tätigt, liegt ihr Anteil an 
den ordentlichen Einnahmen (d.h. Einnahmen ohne Ein-
nahmen aus Krediten) nach wie vor bei 50%. Im Falle 
einer ausgabensymmetrischen Verteilung müsste der 
Wert jedoch auf 56% steigen. In absoluten Zahlen wä-
re hiermit eine Ein nahmen erhöhung um rund 9 Mio. auf 
89 Mio. Euro verbunden. Analog müsste der Steueranteil 
von Ebene B um mehr als 10% auf 44% sinken. Die Ein-
nahmen würden in der Folge ein weiteres Mal, von 80 
Mio. auf 71 Mio. Euro, sinken.

Das Beispiel macht die Grenzen einer fi nanzpolitischen 
Nutzung des Symmetriekonzepts deutlich: Jenseits der 
bekannten Einschränkungen einer auf Ist-Zahlen beru-
henden Analyse8 basiert das Konzept auf der Suggesti-
on, dass der Ausgabenanteil einer Ebene ihre Aufgaben-
belastung sachgerecht wiedergibt. Dies ist jedoch nicht 
der Fall. Zwischen Landes- und Kommunalebene beste-
hen gravierende haushaltsrechtliche Regulierungsun-
terschiede, die einen verzerrenden Effekt auf die Aus-
gaben- und Einnahmenverteilung zwischen den Ebenen 
haben bzw. haben können. Hieraus ergibt sich die Ge-
fahr eines Zirkelschlusses: Anstatt die föderale Aufga-
benverteilung zu messen und die vertikale Steuervertei-
lung an diese anzupassen, werden in diesem Fall (auch) 

8 Vgl. F. Boettcher, B. Holler, a.a.O., S. 73, 78 f.

Das Phänomen lässt sich mithilfe eines einfachen Zah-
lenbeispiels skizzieren: Angenommen sei ein Staat mit 
zwei Ebenen (A und B). Während Ebene A einen weit-
gehend unbeschränkten Zugang zur Kreditfi nanzierung 
hat, unterliegt Ebene B einer restriktiven Haushaltsaus-
gleichspfl icht und kann etwaige Deckungslücken dem-
entsprechend nicht durch die Aufnahme von Krediten 
schließen. In der ersten Haushaltsperiode sind Ausga-

Tabelle 1
Ausgaben- und Einnahmenverteilung in Periode 1
in Mio. Euro

Quelle: Eigene Darstellung.

Tabelle 2
Ausgaben- und Einnahmenverteilung in Periode 2
in Mio. Euro

Quelle: Eigene Darstellung.

Tabelle 3
Ausgabensymmetrische Ausgaben- und 
Einnahmenverteilung in Periode 2
in Mio. Euro

Quelle: Eigene Darstellung.

Ebene Ordentliche 
Ausgaben

Ordentliche 
Einnahmen

Kredit-
einnahmen

Ebene A 100 100 0

Ebene B 100 100 0

Insgesamt 200 200 0

Anteil Ebene A 50% 50% -

Anteil Ebene B 50% 50% -

Ebene Ordentliche 
Ausgaben

Ordentliche 
Einnahmen

Kredit-
einnahmen

Ebene A 100 80 20

Ebene B 80 80 0

Insgesamt 180 160 20

Anteil Ebene A 56% 50% 100%

Anteil Ebene B 44% 50% 0%

Ebene Ordentliche 
Ausgaben

Ordentliche 
Einnahmen

Kredit-
einnahmen

Ebene A 100 89 20

Ebene B 80 71 0

Insgesamt 180 160 20

Anteil Ebene A 56% 56% 100%

Anteil Ebene B 44% 44% 0%
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Abhängigkeit von der Finanzierungsmethode ergeben 
sich in der kameralistischen Rechnungslegung für die-
selbe Maßnahme grundlegende Ausgabenniveauunter-
schiede. Während im Falle einer Steuerfi nanzierung nur 
die Investitionsausgaben selbst (100 000 Euro) anfal-
len, zieht eine Kreditfi nanzierung derselben Maßnahme 
darüber hinaus Zinsausgaben nach sich (vgl. Tabelle 4).

Bei einem Zinssatz von 3% beträgt die Ausgabenbe-
lastung desselben Investitionsprojektes in Jahr 1 daher 
nicht 100 000 Euro (Investitionsausgaben), sondern 
103 000 Euro (Investitionsausgaben zuzüglich Zins-
ausgaben). In der kameralistischen Rechnungslegung 
zieht die Kreditfi nanzierung damit systematisch höhere 
Ausgaben nach sich, als im Falle einer Steuerfi nanzie-
rung entstünden. Je nach Tilgungszeitraum und Zins-
satz können die fi nanzierungsbedingten Ausgabenun-
terschiede erheblich sein: Im Falle eines Tilgungszeit-
raums von 20 Jahren beträgt die Differenz zwischen 
den Finanzierungsalternativen beinahe 32% der Inves-
titionssumme (31 500 Euro).

Spiegelt der Ausgabenanteil vor allem die selbst 
veranlassten Aufgaben einer Ebene wider?

Die haushaltsrechtlichen Regulierungsunterschiede 
zwischen den Ebenen erschöpfen sich jedoch nicht in 
divergierenden Kreditobergrenzen (bzw. unterschied-
lich eng gefassten sowie streng kontrollierten Vorgaben 
zum Haushaltsausgleich). Ein weiterer Unterschied zwi-
schen den Ebenen betrifft die Gestaltbarkeit der Aus-
gaben.

Entscheidend für die Frage, ob sich der Ausgabenan-
teil als Maßstab einer gleichwertigen Finanzierung von 
Landes- und Kommunalaufgaben eignet, ist die unter-
schiedliche rechtliche Gestaltbarkeit der (durch den 
Staat veranlassten und regulierten) pfl ichtigen und der 
(selbst veranlassten, weitgehend unregulierten) frei-
willigen Aufgaben. Denn während die Kommunen zur 
Erfüllung der regulierten Aufgaben verpfl ichtet sind, 
steht ihnen die Wahrnehmung der eigenen Selbstver-
waltungsaufgaben rechtlich gesehen frei. In Zeiten 
knapper Kassen hat dies zur Folge, dass es zuallererst 
die freiwilligen Selbstverwaltungsaufgaben sind, die – 
unter dem doppelten Druck des Haushaltsausgleichs-
gebotes auf der einen und der Pfl icht zur Erfüllung der 
Rechtsvorgaben auf der anderen Seite – gestrichen 
werden.

Die Verdrängung kommunaler Selbstverwaltungs- 
durch rechtlich regulierte Pfl ichtaufgaben lässt sich an 

die unterschiedlichen Kreditfi nanzierungsmöglichkeiten 
erfasst, d.h. die Möglichkeit der jeweiligen Ebene, Aus-
gaben auch dann zu tätigen, wenn eine Finanzierung 
mit ordentlichen Einnahmen nicht möglich ist.

Verstärkt werden die skizzierten Schwierigkeiten einer 
verteilungspolitischen Nutzung des Ausgabenanteils, 
wenn dieser Zinszahlungen für aufgenommene Kredi-
te enthält. Im Falle divergierender haushaltsrechtlicher 
Zugriffsmöglichkeiten auf die Schuldenfi nanzierung kä-
me die Berücksichtigung der Zinsausgaben einer dop-
pelten Begünstigung der kreditfähigeren Ebene im in-
traföderalen Steuerverteilungswettbewerb gleich. Denn 
zusätzlich zu dem – zuvor skizzierten – unmittelbaren 
Effekt der Kreditfi nanzierung würde die vertikale Aus-
gabenverteilung in diesem Fall auch mittelbar, durch 
die mit der Kreditfi nanzierung verbundenen Zinskosten 
systematisch verzerrt.9

Die faktische Relevanz dieses Einwands lässt sich an 
der unterschiedlichen Zinsausgabenbelastung zwi-
schen Landes- und Kommunalebene erkennen. Ge-
messen an den jeweiligen allgemeinen Deckungsmit-
teln betrug die Zinsausgabenquote der Flächenländer 
zwischen 2001 und 2009 durchschnittlich 11%. Sie 
überstieg die Zinsausgabenbelastung auf kommunaler 
Ebene damit deutlich (4,3%).

Dass die Zinsausgaben im Falle unterschiedlicher 
haushaltsrechtlicher Zugriffsmöglichkeiten auf das 
Kredit fi nanzierungsinstrument einen verzerrenden 
Effekt auf die Ausgabenbelastung von Landes- und 
Kommunalebene haben können, lässt sich überdies an 
einem einfachen Zahlenbeispiel illustrieren: Angenom-
men sei die Planung einer öffentlichen Leistung (z.B. 
Investitionsvorhaben) im Umfang von 100 000 Euro. In 

9 Dieser Einwand gilt zumindest bei revolvierender Neuverschuldung 
– d.h. für den Fall, dass einmal aufgenommene Kredite nicht de fac-
to (durch ordentliche Einnahmen) zurückgezahlt, sondern lediglich 
durch neue Schulden ersetzt werden. Unter diesen Umständen sind 
dauerhaft steigende Schulden und Zinsausgaben die Folge.

Tabelle 4
Ausgabeneffekt einer Investition bei alternativer 
Finanzierung
in 1000 Euro, Zinssatz 3%, Tilgungsdauer 20 Jahre, proportionale 
jährliche Tilgung

Quelle: Eigene Darstellung.

Finanzierungs-
instrument 

Jahr 1 Jahr 2 Jahr 3 … Jahr 20 Summe

Kreditfi nanzierung 103 2,85 2,7 … 0,15 131,5

Steuerfi nanzierung 100 0 0 … 0 100
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Landes- und Kommunalaufgaben und ihrer Finanzie-
rung von überaus großer Bedeutung sind: Ob die Ge-
meinden und Gemeindeverbände eigene Aufgaben in 
relevantem Umfang wahrnehmen oder ob sich die kom-
munale Leistungserbringung in reiner Fremdverwaltung 
erschöpft, kann mit Blick auf den Grundgedanken der 
Symmetrie – die Gleichwertigkeit von Landes- und 
Kommunalaufgaben – nicht nebensächlich sein.

Der Versuch, die Gesamtausgabenanteile zum alleini-
gen methodischen Maßstab einer gleichwertigen Fi-
nanzierung von Landes- und Kommunalaufgaben zu 
machen, ist vor diesen Hintergrund zum Scheitern ver-
urteilt. Neben der ganz grundsätzlichen Frage, inwie-
fern Ist-Ausgaben des öffentlichen Bereichs als unmit-
telbares Abbild des Aufgabenbestands geeignet sind, 
sind es vor allem zwei systematische Unterschiede zwi-
schen den Ebenen, die eine unkritische Übersetzung 
der Symmetrieberechnungen in verteilungspolitische 
Entscheidungen verbieten: Die bessere Zugriffsmög-
lichkeit der Länder auf das Instrument der Kreditfi nan-
zierung sowie die geringere Flexibilität der Gemeinden 
und Gemeindeverbände in Bezug auf die Gestaltung ih-
rer Aufgaben.

Der – oftmals dokumentierten und ebenso häufi g kriti-
sierten – Komplexität der deutschen Staatsfi nanzierung 
im Allgemeinen bzw. des Gemeindefi nanzsystems im 
Besonderen kann ein derart simpler Indikator schlicht-
weg nicht gerecht werden.

der Veränderung der kommunalen Ausgabenstruktur 
ablesen. Zwischen 1980 und 2006 hat sich der Ausga-
benanteil weitgehend unregulierter Aufgaben10 mehr als 
halbiert. Im Durchschnitt der westdeutschen Gemeinden 
und Gemeindeverbände ist er von 25% im Jahr 1980 auf 
11% 2006 gesunken (vgl. Abbildung 1).

Derartige Entwicklungen lassen sich an dem für die 
Symmetrieberechnung verwendeten kommunalen Ge-
samtausgabenanteil jedoch nicht ablesen, obwohl sie 
mit Blick auf die Frage nach der Gleichwertigkeit von 

10 Gemessen an den Zuschussbedarfen in den Einzelplänen 3 (Kul-
tur), 5 (Gesundheit, Sport, Erholung), 7 (Öffentliche Einrichtungen, 
Wirtschaftsförderung) und 8 (Wirtschaftliche Unternehmen, allge-
meines Grund- und Sondervermögen). Eine derartige – an der nach 
Aufgabenbereichen gegliederten kommunalen Ausgabenstruktur 
und ihrer rechtlichen Regulierungsdichte anknüpfende – Darstel-
lung zeichnet ein relativ vergröbertes Bild von der gemeindefi nanz-
politischen Realität: Im Rahmen von Rechtsquellenanalysen, Ex-
pertenbefragungen und fi nanzwissenschaftlichen Untersuchungen 
hat sich gezeigt, dass auch die Ausgaben in den stark regulierten 
Aufgabenbereichen (z.B. dem Sozialbereich/Einzelplan 4) keines-
wegs vollends durch rechtliche Vorgaben determiniert sind. Auch in 
diesen Bereichen verfügen die Kommunen zum Teil über durchaus 
relevante Gestaltungsspielräume, wie interkommunale Vergleiche 
deutlich machen. Auf der anderen Seite ist auch die Leistungser-
bringung in den als nur wenig reguliert ausgewiesenen Aufgaben-
bereichen (Kulturpfl ege, Gesundheit und Erholung sowie öffentli-
che Einrichtungen und wirtschaftliche Unternehmen) keineswegs 
frei von rechtlichen Vorgaben. Den skizzierten Schwierigkeiten zum 
Trotz bleibt festzuhalten: Nicht nur ist die Grundaussage der Regu-
lierungsdichteauswertung richtig. Überdies ist auch der Erkenntnis-
gewinn gegenüber dem „nackten“ Gesamtausgabenanteil ausge-
sprochen groß.

Abbildung 1
Kommunale Ausgabenstruktur nach Aufgabenbereichen und rechtlicher Regulierungsdichte in den 
westdeutschen Flächenländern 1980 und 2006
Zuschussbedarfe im Verwaltungs- und Vermögenshaushalt in % der Gesamtzuschussbedarfe (Einzelpläne 0 bis 8)

Quelle: Eigene Berechnungen nach Angaben des Statistischen Bundesamtes.
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